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Vorwort



Im Jahr 2020 leisteten die öffentlichen Haushalte in Deutschland, d. h.

Bund, Länder, Kommunen und Sozialversicherungen, Ausgaben in Höhe

von 1.678,6 Mrd. Euro. Allein die Ausgaben des Bundes beliefen sich 2020

auf knapp 512 Mrd. Euro. Dies entspricht einer Staatsquote

(Staatsausgaben im Verhältnis zum Bruoinlandsprodukt) von rund

51,3 Prozent. Die Zahlen veranschaulichen die kaum zu unterschätzende

Bedeutung der öffent lichen Finanzen ür die deutsche Volkswirtscha.

Kenntnisse der öffentlichen Finanzwirtscha sind daher ür die Tätigkeit

von Beamtinnen und Beamten unerlässlich. Nicht ohne Grund verankern

nahezu alle Studienpläne und Verordnungen über Vorbereitungsdienste

ür Lauahnen des gehobenen Dienstes die finanzwirtschalichen

Grundlagen des Verwaltungshandelns in Studium und Ausbildung. Das

vorliegende Lehrbuch knüp daran an.

In einem ersten Kapitel werden die tatsächliche Bedeutung sowie die

rechtlichen Grundlagen der öffentlichen Finanzwirtscha vorgestellt. Das

finanzverfassungsrechtliche System der Einnahmen und Ausgaben im

Bundesstaat steht im Mielpunkt des zweiten Kapitels. Ohne ein

grundlegendes Verständnis von Funktionen, Gliederung und Inhalt

öffentlicher Haushalte ist eine Bewirtschaung von Haushaltsmieln nur

schwer denkbar; das drie Kapitel will das Fundament ür dieses

Verständnis legen. Ausgewählte Haushaltsgrundsätze und ihre Bedeutung

ür Aufstellung und Ausührung des Haushaltsplans sind Gegenstand des

vierten Kapitels. Im ünen und letzten Kapitel wird schließlich ein

Überblick über den Haushaltskreislauf gegeben.

Das Lehrbuch richtet sich an Studierende von Verwaltungshochschulen.

Es ist maßgeschneidert vor allem ür die Studiengänge
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„Polizeivollzugsdienst in der Bundespolizei“,

„Kriminalvollzugsdienst im Bundeskriminalamt“,

„Gehobener nichechnischer Dienst in den Nachrichtendiensten des

Bundes“ mit den Fachrichtungen „Bundesnachrichtendienst“ und

„Verfassungsschutz“,

„Weerdienst“,

„Verwaltungsinformatik“ und

„Digital Administration and Cyber Security“

an der Hochschule des Bundes ür öffentliche Verwaltung. Darüber hinaus

bietet das Buch eine nützliche Einührung auch ür Studierende anderer

verwaltungswissenschalicher oder juristischer Studiengänge und ür

Verwaltungspraktiker, die sich in haushaltsrechtliche Fragen einarbeiten

möchten.

Die Autoren bedanken sich beim Richard Boorberg Verlag, insbesondere

bei Frau Ass. jur. Katja Ciekanowski, ür die freundliche Unterstützung.

Brühl, im Februar 2022

omas Sauerland/Kai Menzel
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A.  Einführung

I.  Bedeutung der öffentlichen

Finanzwirtschaft

1

Im Jahr 2019, dem Jahr vor Beginn der Corona-Pandemie, leisteten die

öffentlichen Haushalte in Deutschland, d. h. Bund, Länder, Kommunen

und Sozialversicherungen, Ausgaben in Höhe von knapp 1.500 Mrd. € und

erzielten Einnahmen in Höhe von 1.540 Mrd. €. [1]  Das entspricht einer

Staatsquote (Staatsausgaben im Verhältnis zum Bruoinlandsprodukt) von

rund 45  Prozent. Diese Zahlen verdeutlichen die enorme Bedeutung der

öffentlichen Finanzen ür die deutsche Volkswirtscha. Die Ausgaben des

Bundes beliefen sich dabei auf knapp 400 Mrd. €.

2

Im Jahr 2020 stiegen die Ausgaben des öffentlichen Gesamthaushalts auf

1.680  Mrd.  € an. Aufgrund dieses Anstiegs und einer rückläufigen

Wirtschasleistung kleerte die Staatsquote im Jahr 2020 auf 51,3 Prozent.

Nach verschiedenen Prognosen wird die Staatsquote 2021 sogar auf über

53  Prozent zunehmen, bevor sie 2022 wieder zurückgehen düre. Der

Bund allein plant ür das Jahr 2021 Ausgaben in Höhe von knapp

548 Mrd. €. Das Volumen öffentlicher Auräge in Deutschland wird von

der OECD auf 500  Mrd.  € pro Jahr geschätzt. Den größeren Teil der

Staatsausgaben machen jedoch Transferzahlungen aus. Dazu gehören

insbesondere Sozialleistungen.

3
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Nach dem Finanzwissenschaler Richard A. Musgrave kommen dem Staat

die Aufgaben Allokation, Distribution und Stabilisierung zu. Diese

Aufgaben kann er zwar nicht ausschließlich, aber doch zu großen Teilen

über die Finanzpolitik erreichen. Bei der Allokationspolitik sollen

Produktionsfaktoren effizient und zur Herstellung von Gütern verwendet

werden, die den Wünschen der Konsumenten entsprechen. In Fällen von

Marktversagen kann es erforderlich werden, dass der Staat öffentliche

Güter, wie z. B. die innere und die äußere Sicherheit, bereitstellt. Daür

werden Ausgabemiel in ausreichender Höhe benötigt. Bei der

Distributionspolitik geht es um Verteilungsfragen, etwa die Bereitstellung

einer sozialen Mindestsicherung oder Einkommensumverteilung durch

eine progressive Einkommensteuer. Die Sozialausgaben sind in

Deutschland von besonderer Bedeutung.

4

Stabilisierungspolitik wird definiert als Summe aller Maßnahmen zum

Erreichen eines makroökonomischen Gleichgewichts. In diesem Sinne ist

auch die Forderung in Art. 109 Abs. 2 GG zu verstehen, wonach Bund und

Länder „den Erfordernissen des gesamtwirtschalichen Gleichgewichts

Rechnung“ tragen sollen. Das Erreichen dieses Gleichgewichts kann

gemessen werden auf Grundlage der vier in § 1 StWG genannten Ziele:

Hoher Beschäigungsstand,

Preisniveaustabilität

stetiges und angemessenes Wirtschaswachstum sowie

außenwirtschaliches Gleichgewicht.

5

In einer Wirtschaskrise, wie z. B. der Finanzkrise der Jahre 2008/09, kann

der Staat durch die Erhöhung seiner Ausgaben, aber auch durch die

Übernahme zusätzlicher Bürgschaen ür Unternehmenskredite



versuchen, das Erreichen der Ziele positiv zu beeinflussen. Eine

Wirtschaskrise geht naturgemäß mit negativem Wirtschaswachstum

einher. Entfalten die zusätzlichen Staatsausgaben die gewünschten

Multiplikatoreffekte, wird der Wirtschaseinbruch abgeschwächt oder

sogar ganz verhindert.

6

In einer Pandemie sind die Umstände insofern anders, als eine Zunahme

wirtschalicher Aktivität gerade nicht erreicht werden soll. Stadessen‐  

sollen durch die Ausnahmesituation in wirtschaliche Not geratene

Menschen unterstützt und an sich „gesunde“ Unternehmen und

Beschäigungsverhältnisse über das Ende der Pandemie hinaus erhalten

werden. Auch ür diese Reungsmaßnahmen sind höhere Staatsausgaben

und Gewährleistungen ür Kredite erforderlich.

7

Als Folge einer schrumpfenden Wirtschasleistung werden regelmäßig

weniger Arbeitskräe benötigt, sodass das Ziel eines hohen

Beschäigungsstands geährdet würde. Durch eine Steigerung des

Wirtschaswachstums können zusätzliche Staatsausgaben den Anstieg

der Arbeitslosigkeit indirekt dämpfen. Möglich sind auch unmielbar

beschäigungssichernde Maßnahmen wie das Kurzarbeitergeld.

8

Die Hauptverantwortung ür die Preisniveaustabilität liegt bei der

Zentralbank mit ihren geldpolitischen Befugnissen. Durch eine Erhöhung

der Leitzinsen und eine Verknappung des Geldangebotes kann die

Zentralbank inflationäre Tendenzen bekämpfen. Kommt es in einer

Wirtschaskrise jedoch zu einem Preisverfall, wird das Ziel der

Preisniveaustabilität „von unten“ verfehlt. Eine Deflation kann sich schnell

verfestigen und die Ziele Wachstum und Beschäigung in einer Art



„Negativspirale“ noch weiter geährden. In einer solchen Situation sind die

Möglichkeiten der Zentralbank, die Geldmenge und damit das Preisniveau

zu erhöhen, beschränkt. Denn bei ungünstig eingeschätzter

Rückzahlungswahrscheinlichkeit werden die Geschäsbanken nur wenige

Kredite vergeben und die Unternehmen bei schlechten

Absatzerwartungen nur wenige Kredite nachfragen. In diesem Fall könnte

eine zusätzliche staatliche Nachfrage auch ein Absinken des Preisniveaus

bremsen und damit möglicherweise eine Deflationsspirale verhindern.

9

Nach Auffassung vieler Ökonomen haben sich schuldenfinanzierte

staatliche Ausgabensteigerungen in der Finanzkrise 2008/09 bewährt,

während Sparmaßnahmen erhebliche negative Multiplikatorwirkungen

entfaltet haben. Auch durch die massive staatliche Unterstützung ist die

deutsche Volkswirtscha bislang vergleichsweise glimpflich durch die

Corona-Pandemie gekommen. Insolvenzen und Massenarbeitslosigkeit

sind bisher ausgeblieben. Konjunkturpolitisch motivierte

Ausgabenprogramme bleiben unter Volkswirten insbesondere in

Deutschland jedoch höchst umstrien. Über die Notwendigkeit steigender

Staatsausgaben in Katastrophensituationen besteht demgegenüber ein

breiterer Konsens.

10

Die kommenden gesellschalichen Herausforderungen wie die

Digitalisierung und die Dekarbonisierung gehen mit einem erheblichen

öffentlichen Investitionsbedarf einher. Zudem wird der demografische

Wandel dazu ühren, dass die Ausgaben in der gesetzlichen Renten-,

Kranken- und Pflegeversicherung sowie die Pensionszahlungen an

Ruhestandsbeamte stetig steigen werden. Die bereits heute große
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Bedeutung der öffentlichen Finanzen wird daher in Zukun weiter

zunehmen.

II.  Rechtliche Grundlagen der öffentlichen

Finanzwirtschaft

1.  Haushaltsrecht als Teilgebiet des öffentlichen

Rechts

11

Das Haushaltsrecht berechtigt und verpflichtet ausnahmslos Träger

hoheitlicher Staatsgewalt. Es ist deshalb ein Teilgebiet des öffentlichen

Rechts. Das öffentliche Recht besteht aus dem

Verfassungsrecht,

Verwaltungsrecht,

Europarecht und

Völkerrecht.

12

Vorschrien über die Haushaltswirtscha der Bundesrepublik

Deutschland finden sich in allen Rechtsgebieten. Von besonderer

Bedeutung sind das Finanzverfassungsrecht und das Verwaltungsrecht.

13

Das Verwaltungsrecht gliedert sich in das Allgemeine und das Besondere

Verwaltungsrecht.



–

– Das Allgemeine Verwaltungsrecht umfasst diejenigen Regelungen,

Grundsätze und Rechtsbegriffe, die übergreifend ür alle Bereiche der

Verwaltung maßgebend sind. Hierzu gehören vor allem die

Bestimmungen über den Verwaltungsauau und die

Verwaltungsorganisation, über die Handlungsformen der

Verwaltung, das Verwaltungsverfahren, die

Verwaltungsvollstreckung und die Staatshaung.

14

Das Besondere Verwaltungsrecht hingegen betri spezielle

Verwaltungsbereiche, die meistens in einem oder sogar mehreren

Gesetzen geregelt sind. Zum Besonderen Verwaltungsrecht gehört

auch das Haushaltsrecht (Abb. 1).

Abb. 1:  Standort des Haushaltsrechts.



2.  Verfassungsrecht

15

Von besonderer Bedeutung ür die Haushaltswirtscha von Bund und

Ländern ist das Verfassungsrecht. Wohlüberlegt hebt das Grundgesetz die

bundesstaatliche Finanzverfassung in einem eigenständigen Abschni –

dem X.  Abschni (Art. 104a bis Art. 115 GG) – besonders hervor und

weicht damit von seinem übrigen Auau ab. Während die sonstigen

staatsorganisationsrechtlichen Teile des Grundgesetzes entweder an

Organe (III. bis VI. Abschni) oder an Funktionen (VII. bis IX. Abschni)

anknüpfen, regelt der X.  Abschni finanzverfassungsrechtliche Fragen

sachbezogen ohne Rücksicht auf bestimmte Organe oder Funktionen.

16

Der X. Abschni des Grundgesetzes besteht aus zwei Teilen:



a)

b)

c)

d)

a)

b)

c)

1.

2.

Der erste Komplex (Art. 104a bis Art. 108 GG) enthält die

Finanzverfassung im engeren Sinne oder – anders formuliert – das

Recht der Staatseinnahmen. Im Vordergrund steht die Abgrenzung

der Kompetenzen zwischen dem Bund und den Ländern

einschließlich der Gemeinden und Gemeindeverbände. Konkret geht

es

in Art. 104a GG um die Verteilung der zur Wahrnehmung der

staatlichen Aufgaben notwendigen Ausgabenhoheit,

in Art. 105 GG um die Verteilung der

Steuergesetzgebungshoheit,

in Art. 106 und Art. 107 GG um die Verteilung der

Steuerertragshoheit und

in Art. 108 GG um die Verteilung der Steuerverwaltungshoheit

(sowie die Finanzgerichtsbarkeit).

Der zweite Teil des X. Abschnis (Art. 109 bis Art. 115 GG) normiert

das Haushaltsverfassungsrecht oder das Recht der Staatsausgaben,

und zwar

in Art. 109 und Art. 109a GG haushaltsrechtliche Grundsätze ür

Bund und Bundesländer,

in Art. 110 bis Art. 114 GG das Haushaltsrecht des Bundes und

in Art. 115 GG die Zulässigkeit und die Grenzen der

Kreditaufnahme des Bundes.

17

Darüber hinaus finden sich im Grundgesetz auch außerhalb seines

X. Abschnis vereinzelt weitere finanzverfassungsrechtliche Regelungen,

so z. B. in
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Art. 28 Abs. 2 Satz 3 Halbs. 2 GG über das gemeindliche

Hebesatzrecht,

Art. 140 GG in Verb. mit Art. 137 Abs. 6 WRV über die Kirchensteuer

oder

Art. 91a bis Art. 91e GG über die Finanzierung der sog.

Gemeinschasaufgaben und Verwaltungszusammenarbeit.

18

Zu erwähnen sind schließlich noch allgemeine Prinzipien des

Grundgesetzes, die zwar nicht spezifisch finanzrechtlicher Natur sind,

jedoch auch im Rahmen finanzwirtschalicher Vorgänge Beachtung

finden müssen. Namentlich sind dies die Grundrechte, das

Rechtsstaatsprinzip und das Sozialstaatsprinzip.

3.  Parlamentsgesetze

3.1 Gesetz zur Förderung der Stabilität und 

des Wachstums der Wirtschaft

19

Die Rezession der Jahre 1966/67 ührte zu einem Wandel in der

Finanzwissenscha. Wurde öffentlichen Haushalten bis dahin eine reine

Bedarfsdeckungsfunktion zugeschrieben, sollten sie nunmehr auch den

Erfordernissen des gesamtwirtschalichen Gleichgewichts Rechnung

tragen. Das 1967 verkündete Gesetz zur Förderung der Stabilität und des

Wachstums der Wirtscha (Stabilitäts- und Wachstumsgesetz) [2]  erklärte

deshalb die Stabilität des Preisniveaus, einen hohen Beschäigungsstand

und ein außenwirtschaliches Gleichgewicht bei stetigem und

angemessenem Wirtschaswachstum zum Ziel staatlicher Wirtschas-



und Finanzpolitik. Das Stabilitäts- und Wachstumsgesetz ührte auf

Bundesebene außerdem erstmals eine mielfristige Finanzplanung ein. [3]

3.2 Gesetz über die Grundsätze des Haushaltsrechts 

des Bundes und der Länder

20

1969 wurde das Gesetz über die Grundsätze des Haushaltsrechts des

Bundes und der Länder (Haushaltsgrundsätzegesetz) beschlossen. [4]  Als

konkretisierungs- und ergänzungsbedüriges Rahmengesetz verpflichtet

es Bund und Länder, ihr jeweiliges Haushaltsrecht an einheitlichen

Grundsätzen auszurichten. Zwar gewährleistet Art. 109 Abs. 1 GG die

Selbstständigkeit und Unabhängigkeit der Haushaltswirtscha von Bund

und Ländern. In einem modernen Bundesstaat wie der Bundesrepublik

Deutschland bedarf es jedoch eines Mindestmaßes an Übereinstimmung

zwischen dem Zentralstaat und den Gliedstaaten, um den Erfordernissen

des gesamtwirtschalichen Gleichgewichts Rechnung zu tragen. Dem

dient das Haushaltsgrundsätzegesetz.

3.3  Bundeshaushaltsordnung
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Am 1.  Januar 1970 trat die Bundeshaushaltsordnung in Kra, [5]  welche

die bis dahin geltende Reichshaushaltsordnung vom 31.  Dezember 1922

ablöste. Die Bundeshaushaltsordnung enthält die grundlegenden

Bestimmungen über die Aufstellung und Ausührung des

Bundeshaushaltsplans, das Kassenwesen sowie die Rechnungslegung und

Rechnungsprüfung. Die Landeshaushaltsordnungen stimmen sowohl



inhaltlich als auch in der Reihenfolge der Vorschrien weitgehend mit der

Bundeshaushaltsordnung überein.
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Bundeshaushaltsordnung und Landeshaushaltsordnungen gelten im

Gegensatz zu den jährlichen Haushaltsgesetzen auf Dauer. Sie werden

deshalb auch als Dauergesetze oder Ständiggesetze bezeichnet. [6]

3.4  Haushaltsgesetz
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Durch das Haushaltsgesetz wird der Haushaltsplan festgestellt (Art. 110

Abs. 2 Satz  1 GG). Er enthält die systematisch gegliederte

Zusammenstellung der ür das jeweilige Haushaltsjahr voraussichtlich zu

erwartenden Einnahmen und der veranschlagten Ausgaben. Der

Haushaltsplan ermächtigt die Verwaltung, Ausgaben zu leisten und

Verpflichtungen einzugehen (§ 3 Abs. 1 BHO). Ansprüche oder

Verbindlichkeiten der Bürger werden durch den Haushaltsplan jedoch

weder begründet noch aufgehoben (§ 3 Abs. 2 BHO); daür bedarf es einer

besonderen gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage.
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In der Staatspraxis des Bundes gilt das Haushaltsgesetz immer nur ür ein

Haushaltsjahr. Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr (§ 4 Satz  1 BHO). Das

Haushaltsgesetz ist folglich (im Unterschied zur Bundeshaushaltsordnung)

ein Zeitgesetz.

4.  Verwaltungsvorschriften

25



Eine Fülle von Verwaltungsvorschrien ergänzt die haushaltsrechtlichen

Regelungen, um einen einheitlichen Vollzug des Haushaltsrechts in allen

Bundesbehörden zu gewährleisten. Von Bedeutung ür die Aufstellung

und die Ausührung des Haushaltsplans sind insbesondere die folgenden

Verwaltungsvorschrien:



–

–

–

–

–

–

–

–

Allgemeine Verwaltungsvorschrien zur Bundeshaushaltsordnung

(VV-BHO) vom 14. März 2001 [7] : Die VV-BHO konkretisieren die

Bestimmungen der Bundeshaushaltsordnung, um eine gleichmäßige

Verwaltungspraxis sicherzustellen.

Verwaltungsvorschrien zur Haushaltssystematik des Bundes (VV-

HB), bestehend aus

den Haushaltstechnischen Richtlinien des Bundes (HRB) vom

3. Juni 2020: Die HRB gewährleisten eine einheitliche Struktur

und Gestaltung des Haushaltsplans;

dem Gruppierungsplan: Der Gruppierungsplan enthält eine

systematische Gliederung aller Titel des Haushaltsplans nach

Einnahme- und Ausgabearten; [8]

dem Funktionenplan: Der Funktionenplan systematisiert die

Titel des Haushaltsplans nach Sachaufgaben.

Verwaltungsvorschrien über die Haushalts- und

Wirtschasührung.

Ggf. Allgemeine Verwaltungsvorschrien zur vorläufigen

Haushaltsührung: Die Vorschrien gelten in der „etatlosen“ Zeit,

wenn der Haushaltsplan nicht vor Beginn eines Haushaltsjahres

festgestellt wurde. Sie konkretisieren die Bestimmung in Art. 111 GG,

indem sie die Bewirtschaung von Haushaltsmieln bis zum

Inkratreten des Haushaltsgesetzes regeln.

Kassenbestimmungen ür die Bundesverwaltung (KBestB) vom

8. Februar 1999 [9] .
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[3]  Dazu noch Rz  278  ff.
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Rechnungswesen, 9. Aufl. 2012, Rn. 16.

[7]  GMBl. 2001, S. 307.

[8]  Vgl. § 13 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 BHO.

[9]  GMBl. 1999, S. 166.
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B.  Finanzverfassungsrechtliche

Grundlagen

I.  Staatliche Einnahmen

1.  Überblick

26

Die grundgesetzliche Finanzverfassung setzt voraus, dass sich der Staat im

Wesentlichen durch Steuern finanziert. Das Finanzverfassungsrecht ist

daher in weiten Teilen ein „Steuerverfassungsrecht“. Daneben kennt das

deutsche Abgabenrecht weitere Einnahmearten (Abb. 2). Zu nennen sind

z. B.

Gebühren,

Beiträge,

Sonderabgaben,

sonstige Abgaben,

Einnahmen aus wirtschalicher Betätigung und

Einnahmen aus Krediten.


